Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1472 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
— 3 — 22110 — 1402/55 IV - 


Bonn, den 16. Juni 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes zur vorläufigen Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der Polizeivollzugsbeamten des Bun- 
des (vorl. BPolBG) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 142. Sitzung am 10. Juni 1955 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ge- 
setzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c, Blüdier 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3561 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur vorläufigen Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugsbeamten des Bundes 

(vorl. BPolBG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

In § 23 Abs. 1 zweiter Halbsatz des Ge- 
setzes zur vorläufigen Regelung der Rechts- 
verhältnisse der Polizeivollzugsbeamten des 
Bundes (vorl. BPolBG) vom 6. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 899) wird die Zeit- 
bestimmung „30. September 1955" durch 
„30. September 1957" ersetzt. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 30. September 1955 
in Kraft. 


Begründung 


Nach § 23 Abs. 1 zweiter Halbsatz tritt das 
vorläufige Bundespolizeibeamtengesetz mit 
Ablauf des 30. September 1955 außer Kraft. 
Durch den Gesetzentwurf soll die Gel- 
tungsdauer des Gesetzes bis zum 30. Sep- 
tember 1957 hinausgeschoben werden. Die 
Hinausschiebung ist erforderlich, weil die 
Voraussetzungen für eine endgültige Neu- 
ordnung der Rechtsverhältnisse der Polizei- 
vollzugsbeamten des Bundes noch nicht ge- 
geben sind. Die seit dem Inkrafttreten des 
vorl, BPolBG insbesondere beim Bundes- 
grenzschutz gewonnenen Erfahrungen sind 
zu einem wesentlichen Teil noch durch die 
Verhältnisse beim Aufbau des Bundesgrenz- 
schutzes bestimmt. Sie lassen deshalb ein 
sicheres Urteil darüber, welche Regelungen 
in dem endgültigen Bundespolizeivollzugs- 
beamtengesetz getroffen . werden sollten, 
noch nicht zu. Eine Verlängerung des gel- 


tenden Gesetzes erscheint auch deshalb an- 
gezeigt, weil in dem Entwurf eines Ersten 
Rahmengesetzes zur Vereinheitlichung des 
Beamtenrechts für die Regelung der Rechts- 
verhältnisse aller Polizeivollzugsbeamten im 
Bundesgebiet und im Land Berlin eine in den 
Grundzügen einheitliche bundesrechtliche 
Regelung in Aussicht genommen ist. Wenn 
auch die Verhältnisse im Bundesgrenzschutz 
von denen der Länderpolizeien in verschie- 
dener Hinsicht abweichen, so wird die be- 
absichtigte Neuregelung beim Erlaß des end- 
gültigen Polizeivollzugsbeamtengesetzes des 
Bundes doch berücksichtigt werden müssen. 
Es empfiehlt sich daher, vor einer endgül- 
tigen Neuregelung der Rechtsverhältnisse 
der Polizeivollzugsbeamten des Bundes den 
Erlaß des Ersten Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes abzuwarten. 
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